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Aktuelle Stunde 
 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD 
 
 
NRW weiterhin Stau-Hotspot – Landesregierung liefert keine Antworten auf 
explodierende Pendlerbelastungen und Verkehrsprobleme 
 
Am 21.01.2026 wurde der TomTom Traffic Index für das Jahr 2025 in der Presse bundesweit 
veröffentlicht. Aus der Berichterstattung auf Grundlage der Daten ergibt sich ein alarmierendes 
Bild der Verkehrssituation in Nordrhein-Westfalen für die Pendlerinnen und Pendler1. 
Oszillierende Stau-Belastungen in zahlreichen Großstädten, zunehmende Reisezeiten im 
Berufsverkehr und wachsende Verluste an Lebenszeit, Gesundheit und Wirtschaftsleistung 
treffen Millionen Menschen im Land. 
 
NRW-Städte rangieren national weiterhin an der Spitze der Stau-Statistiken: Nach aktuellem 
Ranking gehören Essen (Rang 2 bundesweit), Köln (Rang 7), Wuppertal (Rang 9) und 
Düsseldorf (Rang 10) zu den zehn staubelastetsten Städten Deutschlands. In Essen dauern 
Autofahrten staubedingt im Schnitt 39,3 % länger, Pendler verlieren rund 46 Stunden im Jahr; 
in Köln stieg die Stau-Rate jüngst auf 35 %, in Düsseldorf fällt die 
Durchschnittsgeschwindigkeit auf etwa 33 km/h. Damit zählt Nordrhein-Westfalen weiterhin zu 
den am stärksten belasteten Verkehrsregionen Deutschlands. 
 
Die Ursachen sind klar: ein massiver Baustellen-Überhang, marode Infrastruktur und ein hoher 
Kfz-Bestand durch fehlende zuverlässige und kostengünstige Alternativen im Öffentlichen 
Nahverkehr. Expertinnen und Experten machen keinen Hehl daraus, dass ohne strukturelle 
Maßnahmen kein kurzfristiger Rückgang der Belastung zu erwarten ist. Wie bereits in früheren 
Jahren, lässt sich auch aktuell die belastende Situation nicht wegdiskutieren, sondern besteht 
für alle Verkehrsteilnehmenden tagtäglich sichtbar fort. 
 
Damit widerspricht die Realität auf unseren Straßen fundamental den Ankündigungen der 
Landesregierung. Bereits 2020 sagte der damalige Verkehrsminister und heutige 
Ministerpräsident Wüst „Für mich ist klar: Wir können nicht zufrieden sein, jeder Stau ist einer 
zu viel. Gleichzeitig bleibt richtig: Der Verkehrsstau von heute ist der Sanierungsstau von 
gestern. Die Investition von heute ist die freie Bahn von morgen. Damit der Verkehr wieder 
besser fließt, bringt das Land Nordrhein-Westfalen die Straßen wieder in Ordnung. Dafür wird 
so viel Geld wie nie zuvor investiert und der Investitionsstau aufgelöst“2. Doch konkrete 
Fortschritte aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger sind seitdem offensichtlich ausgeblieben. 
Der von der Landesregierung immer wieder gezeichnete positive Ausblick steht in deutlichem 

 
1 https://www1.wdr.de/nachrichten/stau-bilanz-nrw-2025-100.html, https://duesseldorf.t-
online.de/region/duesseldorf/id_101092432/tomtom-studie-nrw-staedte-mit-rekordstaus-2025.html 
2 Vgl. https://www.umwelt.nrw.de/staubilanz-des-adac-vorgestellt-minister-wuest-ergebnisse-zeigen-
licht-aber-auch-schatten 
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Widerspruch zu den Zahlen und Erfahrungen der Pendlerinnen und Pendler. Der amtierende 
Ministerpräsident gehört inzwischen seit fast neun Jahren der Landesregierung an bzw. steht 
ihr seit mehreren Jahren vor – sein eigenes „Gestern“ fällt damit in seinen 
Verantwortungsbereich. Die politische Erklärung, heutige Staus seien ausschließlich Folgen 
früherer Versäumnisse, trägt daher nicht mehr. 
 
Für hunderttausende Berufspendlerinnen und -pendler verlängern sich täglich die Wege zur 
Arbeit, Familien verlieren zunehmend Zeit, Unternehmen verzeichnen wirtschaftliche Schäden 
und Steuerzahlerinnen und Steuerzahler tragen die Folgekosten. Von der 
Gesundheitsbelastung durch Stresssituationen und „stop-and-go“ oder dem Schaden für 
Industrie und Logistik ganz zu schweigen. 
 
Besonders problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass von der Landesregierung Mittel 
für den kommunalen Straßenbau reduziert wurden. Während Städte und Gemeinden die 
infrastrukturellen Lasten vor Ort tragen und vielerorts dringende Sanierungen oder 
Ausbauprojekte anstehen, verschärfen gekürzte Finanzierungsrahmen die Lage zusätzlich 
und konterkarieren die von der Landesregierung eingeforderten Ergebnisse. 
 
Vor diesem Hintergrund muss sich der Landtag Nordrhein-Westfalen in einer Aktuellen Stunde 
mit der Frage auseinandersetzen, wie diese Landesregierung künftig gedenkt, die akute Stau- 
und Verkehrsproblematik wirksam zu bekämpfen, wie Infrastrukturprojekte beschleunigt und 
Baustellen zwischen den Verkehrsträgern besser koordiniert werden können und wie die 
Mobilitätswende in NRW endlich Substanz erhält. Die Landesregierung muss darlegen, welche 
konkreten Maßnahmen sie ergreift, um der verheerenden Entwicklung entgegenzuwirken und 
den Menschen in unserem Land spürbare Verbesserungen zu ermöglichen. 
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